
Zusammenarbeit mit anderen staatlichen und gesell­
schaftlichen Organen, die Leitung des Ermittlungsver­
fahrens und die Leitung und Organisation der staats- 
anwaltschaftlichen Arbeit selbst. Dabei sind die Prin­
zipien der sozialistischen Menschenführung vorrangig. 
Auf diesem Gebiet, das Erkenntnisse über die Anwen­
dung der im neuen ökonomischen System entwik- 
keiten Elemente der wissenschaftlichen Führungstätig­
keit auf die staatsanwaltschaftliche Leitung einschließt, 
sind wissenschaftliche Untersuchungen vordringlich.

Auch die notwendige Spezialisierung der staatsanwalt- 
schaftlichen Arbeit macht eine differenzierte Weiter­
bildung erforderlich. Grundlage dafür ist die inhalt­
liche und funktionelle Ausgestaltung des Tätigkeits­
bereichs der Spezialisten. Die Verantwortung für den 
Inhalt der Spezialistenweiterbildung tragen die ein­
zelnen Leiter, in deren Bereich Spezialisten tätig sind, 
sowie die Spezialisten des übergeordneten Organs. Da­
bei muß jedoch eine extreme Spezialisierung, die den 
Blick für die gesamtstaatsanwaltschaftlichen Aufgaben 
trübt und die- notwendige Disponibilität der Kader 
gefährdet, vermieden werden. Aus den bisherigen Er­
fahrungen ergibt sich, daß es notwendig ist, einen 
sich über mehrere Jahre erstreckenden Zyklus von 
Lehrgängen und dazwischenliegendem Selbststudium, 
verbunden mit Konsultationen und Problemtagungen, 
zu entwickeln.

Die Ausgestaltung des Systems 
der Weiterbildung
Die Effektivität der Weiterbildung ist daran zu mes­
sen, in welcher Zeit und in welchem Umfang die ver­
mittelten Erkenntnisse sich in der praktischen Arbeit 
auswirken. Der zu vermittelnde Stoff muß deshalb 
praxisverbunden sein.
Sieht der Staatsanwalt zwischen dem Lehrstoff und 
seiner täglichen Arbeit keine Verbindung, dann wird 
die Bildungsbereitschaft gehemmt. Praxisverbundene 
Weiterbildung heißt jedoch nicht, fertige Lösungen zu 
bieten. Wenn auch die Weiterbildung von gesicherten 
Erkenntnissen ausgeht, so muß sie doch auch zu noch 
nicht ausgereiften Problemen vorstoßen. Die Praxis 
kann dazu beitragen, diese Fragen einer Lösung zuzu­
führen.
Das System der Weiterbildung müßte wie folgt aufge­
baut sein:
1. Es sind zentrale Studienlehrgänge für einen großen 

Kreis von Staatsanwälten durchzuführen, in denen 
neue Probleme des Kampfes gegen die Kriminalität, 
besonders des Straf- und Strafprozeßrechts und der 
Kriminalistik, erörtert werden, in denen aber auch 
damit zusammenhängende Grundfragen der Psy­
chologie, der Pädagogik und anderer Spezialgebiete 
behandelt werden können. Die Staatsanwälte der 
Bezirke könnten Grundfragen aus zentralen Ver­
anstaltungen an die Staatsanwälte ihres Bereichs 
vermitteln oder die im zentralen Plan vorgesehenen 
Weiterbildungsmaßnahmen eigenverantwortlich aus­
gestalten. Die Verantwortung der Bezirke für die 
Weiterbildung würde damit wachsen.

2. Allen Leitern, einschließlich der Vertreter der 
Kreisstaatsanwälte und der Arbeitsgruppenleiter in 
großen Kreisen bzw. Großstädten, sind wichtige 
Erkenntnisse der sozialistischen Leitungswissen­
schaft zu vermitteln.

3. Zeitlich begrenzte Internatslehrgänge für Spezia­
listen, die mit Selbststudium und Problemtagungen 
zu bestimmten, in der praktischen Arbeit und in 
der Weiterbildung auftretenden Fragen verbunden 
sind.

4. Die staatliche Weiterbildung muß durch gesell­
schaftliche Bildungsmöglichkeiten, wie sie die Ver­
einigung Demokratischer Juristen und die „Urania“ 
bieten, ergänzt werden.

5. Besonders befähigte Staatsanwälte sollten veran­
laßt werden, in Dissertationen zur Lösung von 
Problemen beizutragen, die für die Arbeit der 
Staatsanwaltschaft bedeutsam sind, z. B. auf dem 
Gebiet der wissenschaftlichen Leitungstätigkeit und 
der wissenschaftlichen Erforschung und Bekämp­
fung der Kriminalität.

Ein solches System der Weiterbildung für Staats­
anwälte ist unter den gegenwärtigen Bedingungen der 
notwendige Schritt, eine den praktischen Bedürfnissen 
entsprechende Qualifizierung der Staatsanwälte zu 
sichern.
Unter Berücksichtigung der Grundsätze des sozialisti­
schen Bildungssystems sowie der Grundsätze der Dar­
legungen auf dem 11. Plenum des Zentralkomitees der 
SED zur Weiterbildung von Hochschulkadern11 muß 
jedoch in der Perspektive ein weiterer Schritt gegangen 
werden. Wir halten deshalb ein postgraduales Studium 
für notwendig, das auf dem Hochschulabschluß und 
auf mehrjährigen praktischen Erfahrungen in der 
Staatsanwaltschaft aufbaut. Es dient der systemati­
schen Weiterbildung in der eigenen und in angrenzen­
den Fachrichtungen, soweit dies notwendig ist''. Diese 
perspektivische Ausgestaltung der Weiterbildung der 
Staatsanwälte bedarf noch gründlicher Untersuchungen 
gemeinsam mit den Organen des Hochschulwesens 
und den anderen Organen der sozialistischen Rechts­
pflege über inhaltliche, methodische, materielle und 
personelle Probleme.
Einer Gliederung des postgradualen Studiums nach 
Rechtszweigen bzw. -gebieten3 4 5 wäre u. E. eine Gliede­
rung nach differenzierten Berufsbildern vorzuziehen. 
Im Mittelpunkt der postgradualen Weiterbildung muß 
die Spezifik des konkreten Arbeitsbereichs stehen. 
Deshalb muß sie von den spezifischen inhaltlichen und 
methodischen Anforderungen und den theoretischen 
Problemen der staatsanwaltschaftlichen Arbeit, z. B. 
auf den Gebieten der Kriminalistik, der Kriminologie, 
der analytischen Tätigkeit und der Kriminalstatistik, 
der Leitung des Ermittlungsverfahrens und der staats­
anwaltschaftlichen Gesetzlichkeitsaufsicht auf anderen 
Rechtsgebieten, bestimmt werden.

Eine weitere Differenzierung ergibt sich aus den unter­
schiedlichen Funktionen, die die einzelnen Staats­
anwälte innehaben. So sind die Anforderungen an die 
beigeordneten Staatsanwälte beim Generalstaats- 
anwalt ganz andere als die, die an die beigeordneten 
Staatsanwälte in den Bezirken oder Kreisen gestellt 
werden müssen. Solche Unterschiede gibt es auch hin­
sichtlich der Anforderungen, die an die wissenschaft­
liche Führungstätigkeit eines Kreisstaatsanwalts oder 
an die der Leitungskader bei den übergeordneten 
Staatsanwälten zu stellen sind.
Mit dem postgradualen Studium der Mitarbeiter an­
derer Rechtspflegeorgane könnte das Studium der 
Staatsanwälte insoweit parallel laufen, als sich thema­
tische Übereinstimmungen in einigen Grundfragen und 
bestimmten ergänzenden Studien zu angrenzenden 
Wissensgebieten ergeben.

3 Vgl. W. Ulbricht, Probleme des Perspektivplanes bis 1070, 
Referat auf der 11. Tagung des Zentralkomitees der SED, Ber­
lin 1966, S. 98.
4 Für Wirtschaftspraxis und -Wissenschaft erörtert die Pro­
bleme des postgradualen Studiums umfassend Lange, a. a. O.. 
S. 41 ff.. 116 ff.
5 So Baumann/Wolff, „Die Weiterbildung der Mitarbeiter der 
Justizorgane bis 1970“, NJ 1965 S. 732 ff.
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